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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1107/70 über Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 75 und 94, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1107/ 

70 des Rates vom 4. Juni 1970 1 ), können bis zum 
Inkrafttreten gemeinschaftlicher Regelungen, die 
nach Artikel 8 der Entscheidung des Rates vom 13. 
Mai 1965 über der Harmonisierung bestimmter Vor- 
schriften, die den Wettbewerb im Eisenbahn-, Stra- 
ßen- und Binnenschiffsverkehr beeinflussen 2 ), er- 
lassen werden, Zahlungen der Staaten und der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften an die Eisen- 
bahnen deswegen geleistet werden, weil die in dem 
genannten Artikel 8 zur Sicherung der finanziellen 
Eigenständigkeit der Eisenbahnunternehmen vorge- 
sehene Harmonisierung der Vorschriften, die die 
finanziellen Beziehungen zwischen den Eisenbahn- 
unternehmen und den Staaten regeln, nicht erfolgt 
ist. Nach Artikel 5, Absatz 2 der genannten Verord- 
nung ist für solche Beihilfen das Verfahren nach 
Artikel 93 Absatz 3 des Vertrages nicht erforderlich. 
Die Kommisison wird außerdem zu Beginn jedes 
Jahres über solche Beihilfevorhaben unterrichtet und 
es wird ihr nach Ablauf des Haushaltsjahres dar- 
über Bericht erstattet. 

Nach Annahme der aufgrund von Artikel 8 der 
Entscheidung des Rates vom 13. Mai 1965 erlasse- 
nen Entscheidung des Rates vom 3 ), die für 

die nationalen Eisenbahnunternehmen gilt, sind 
die unter die vorstehenden Bestimmungen fallenden 
Beihilfen für diese Unternehmen nicht mehr zuläs- 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 130 
vom 15. Juni 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. 88 
vom 24. Mai 1965, S. 1500/65 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 


sig; die Staaten können diesen Unternehmen jedoch 
einerseits Beihilfen im Rahmen der Tätigkeitspro- 
gramme der Eisenbahnunternehmen nach Artikel 5 

Absatz 1 der Entscheidung des Rates vom und 

andererseits Zuschüsse für den Haushaltsausgleich 
nach Artikel 15 dieser Entscheidung gewähren. We- 
gen der Besonderheit dieser Zahlungen erscheint es 
angezeigt, hierfür auf der Grundlage von Artikel 94 
des Vertrages das besondere Verfahren zur Unter- 
richtung der Kommission nach Artikel 5, Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 beizubehalten. 

Infolgedessen ist die Vorschrift des Artikels 4 
der Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 zu ändern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

Der Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 
des Rates vom 4. Juni 1970 erhält folgende Fassung: 

„1. Bis zum Inkrafttreten gemeinschaftlicher Rege- 
lungen gemäß Artikel 8 der Entscheidung des 
Rates vom 13. Mai 1965 für die nicht unter Arti- 
kel 1 der Entscheidung des Rates vom 

über die Sanierung der Situation der Eisenbahn- 
unternehmen und über die Harmonisierung der 
Vorschriften, die die finanziellen Beziehungen 
zwischen diesen Unternehmen und den Staaten 
regeln + ), fallenden Eisenbahnunternehmen und 
unbeschadet der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 
und der Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 gilt 
Artikel 3 nicht für die Zahlungen, welche die 
Staaten und die öffentlich-rechtlichen Körper- 
schaften an Eisenbahnunternehmen deswegen 
leisten, weil die in dem genannten Artikel 8 zur 
Sicherung der finanziellen Eigenständigkeit der 
Eisenbahnunternehmen vorgesehene Harmoni- 
sierung der Vorschriften, die die finanziellen 
Beziehungen zwischen den Eisenbahnunterneh- 
men und den Staaten regeln, nicht erfolgt ist. 

2. Bis zum Inkrafttreten der Vorschriften nach 

Artikel 17 der Entscheidung des Rates vom 

über die Sanierung der Situation der Eisenbahn- 
unternehmen und über die Harmonisierung der 
Vorschriften, die die finanziellen Beziehungen 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom , S. . . . 
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zwischen diesen Unternehmen und den Staaten 
regeln, gilt Artikel 3 nicht für die nach Artikel 5 
Absatz 1 dieser Entscheidung im Rahmen der 
Tätigkeitsprogramme der Eisenbahnunterneh- 
men und nach Artikel 15 derselben Entscheidung 
düng für Zuschüsse zum Haushaltsausgleich ge- 
währten Beihilfen.“ 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Begründung 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates vom 4. Juni 1970 4 ) über Beihilfen im Eisen- 
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr bestimmt, 
daß bis zum Inkrafttreten gemeinschaftlicher Rege- 
lungen gemäß Artikel 8 der Entscheidung des Rates 
vom 13. Mai 1965 5 ) über die Harmonisierung be- 
stimmter Vorschriften, die den Wettbewerb im 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr be- 
einflussen und unbeschadet der Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/69 und der Verordnung (EWG) Nr. 1192/69 
des Rates vom 26. Juni 1969 6 ), Zahlungen der Staa- 
ten und der öffentlich-rechtlichen Körperschaften an 
die Eisenbahnen deswegen geleistet werden können, 
weil die in dem genannten Artikel zur Sicherung der 
finanziellen Eigenständigkeit der Eisenbahnunter- 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 130 
vom 15. Juni 1970, S. 1 

r> ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88 j 
vom 24. Mai 1965, S. 1500/65 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 28. Juni 1969 ! 


nehmen vorgesehene Harmonisierung der Vorschrif- 
ten, die die finanziellen Beziehungen zwischen den 
Eisenbahnunternehmen und den Staaten regeln, 
nicht erfolgt ist. Nach Artikel 5 Absatz 2 der ge- 
nannten Verordnung ist für solche Beihilfen das Ver- 
fahren nach Artikel 93 Absatz 3 des Vertrages nicht 
erforderlich; die Kommission wird zu Beginn jedes 
Jahres über solche Beihilfevorhaben unterrichtet, 
nach Ablauf des Haushaltsjahres wird ihr darüber 
Bericht erstattet. 

! Die Annahme der aufgrund von Artikel 8 der Ent- 
scheidung des Rates vom 13. Mai 1965 erlassenen 

Entscheidung des Rates vom mit Geltung für 

die nationalen Eisenbahnunternehmen wird zur Fol- 
ge haben, daß die unter Artikel 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates fallenden Beihilfen für 
diese Unternehmen nicht mehr zulässig sein wer- 
den. Die Staaten können diesen Unternehmen jedoch 
einerseits Beihilfen im Rahmen der Tätigkeitspro- 
gramme der Eisenbahnunternehmen nach Artikel 5 

Absatz 1 der Entscheidung des Rates vom 

und andererseits Zuschüsse für den Haushaltsaus- 
gleich nach Artikel 15 dieser Entscheidung gewäh- 
ren. Diese Beihilfen weisen Besonderheiten auf, die 
denen der Beihilfen nach dem bisherigen Artikel 4 
der Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 entsprechen. 
Deshalb erscheint es angezeigt, hierfür nach Artikel 
94 des Vertrages das besondere Verfahren zur Un- 
terrichtung der Kommission gemäß Artikel 5 Ab- 
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des Rates 
vorzusehen und die Vorschrift des Artikels 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des Rates vom 
4. Juni 1970 entsprechend zu ändern. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 1 1 . Dezember 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Be 56/74. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 25. November 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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